
Bericht 

des Vorstandes 

an die 

Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG am 10. November 2020 

gemäß § 221 Absatz 4 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz 

über die 

Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
(Punkt 10 der Tagesordnung) 



 

2 
 

I.  Allgemeines  

Der Vorstand der Francotyp-Postalia Holding AG (nachfolgend auch “Gesellschaft“ genannt) erstattet 
hiermit Bericht über die Gründe zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, § 71 Absatz 1 Nummer 8 
Satz 5 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz und § 71 Absatz 3 Aktiengesetz.  

Die Ermächtigung der Gesellschaft, eigen Aktien zu erwerben und zu verwenden bedarf zu ihrer 
Wirksamkeit der Zustimmung der Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG. Vorstand und 
Aufsichtsrat der Gesellschaft werden daher der auf den 10. November 2020 einberufenen ordentlichen 
Hauptversammlung der Gesellschaft vorschlagen, der Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien durch die Gesellschaft zuzustimmen.  

II. Erläuterung der Ermächtigung  

Der Hauptversammlung wird zu Punkt 10 der Tagesordnung vorgeschlagen, die Gesellschaft nach 
Auslaufen der bisherigen Ermächtigung zum 10. Juni 2020 erneut für fünf Jahre zu Erwerb und Verwendung 
eigener Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals 
zu ermächtigen. Ist das zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehende Grundkapital geringer, 
so ist dieses maßgeblich.  

Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der unter Punkt 10 der Tagesordnung der diesjährigen 
Hauptversammlung vorgeschlagenen Ermächtigungen entweder über die Börse oder mittels eines an alle 
Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre 
gerichteten Aufforderung, Verkaufsangebote abzugeben (Verkaufsaufforderung) erfolgen. Dadurch wird der 
Gesellschaft größere Flexibilität eingeräumt. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl der 
angedienten Aktien die zum Erwerb vorgesehene Aktienanzahl übersteigt, kann der Erwerb unter 
Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre nach dem Verhältnis der angedienten Aktien erfolgen, um 
das Erwerbsverfahren zu vereinfachen. Die öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Angeboten, Aktien der 
Gesellschaft zu verkaufen, eröffnet einen weiteren Handlungsspielraum für die Gesellschaft insbesondere 
durch die Möglichkeit, die Kaufpreisspanne anzupassen, falls es während der Angebotsfrist erhebliche 
Kursbewegungen gibt. Die Möglichkeit zur kaufmännischen Rundung dient der Vermeidung rechnerischer 
Bruchteile von Aktien. Insoweit kann die Anzahl der von einzelnen andienenden Aktionären zu erwerbenden 
Aktien so gerundet werden, dass abwicklungstechnisch der Erwerb ganzer Aktien dargestellt werden kann. 
Daneben soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 100 Stück 
angedienter Aktien je Aktionär) vorzusehen. Diese Möglichkeit dient insbesondere dazu, kleine 
Restbestände zu vermeiden. 

Die Ermächtigung sieht vor, dass die erworbenen eigenen Aktien über die Börse oder im Wege eines an 
alle Aktionäre gerichteten Angebots wieder veräußert werden können. Darüber hinaus soll der Vorstand 
auch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

 eigene Aktien ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung sieht dabei auch entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 Aktiengesetz vor, dass der Vorstand 
die Aktien auch ohne Kapitalherabsetzung einziehen kann. Durch die Einziehung der Aktien ohne 
Kapitalherabsetzung erhöht sich der anteilige Betrag der übrigen Stückaktien am Grundkapital der 
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Gesellschaft. Der Vorstand wird insoweit ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der sich verändernden 
Anzahl der Stückaktien anzupassen.  

 eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder als 
Gegenleistung beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran anzubieten und zu 
übertragen. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung bleibt der Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, 
eigene Aktien zu erwerben, um diese im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte als 
Gegenleistung gegenüber Dritten zu nutzen. Dies stärkt die Gesellschaft und ermöglicht im Rahmen 
ihrer auch weiterhin bestehenden Akquisitionspolitik schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran zu reagieren. Die 
Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital genutzt 
werden, trifft der Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft 
leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die 
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand den Börsenkurs der 
Aktie berücksichtigen; eine schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist indes nicht 
vorgesehen, insbesondere damit einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch Schwankungen des 
Börsenkurses nicht wieder in Frage gestellt werden können. Konkrete Pläne für das Ausnutzen 
dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

 eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszugeben, um die Aktien der Gesellschaft an 
einer ausländischen Börse einzuführen, an denen die Aktien bisher nicht notiert sind. Auf diesem 
Wege soll die Gesellschaft die Flexibilität erhalten, soweit dies aus Gründen der besseren 
langfristigen Eigenkapitalfinanzierung notwendig erscheint, Zweitnotierungen an ausländischen 
Börsen aufzunehmen. Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit 
nicht. 

 eigene Aktien gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts an Dritte zu veräußern, z.B. an 
institutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise. Voraussetzung einer 
solchen Veräußerung ist, dass der erzielte Preis (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Handelstag 
durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie im elektronischen Xetra-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main nicht wesentlich 
unterschreitet. Durch die Orientierung des Veräußerungspreises am Börsenkurs wird dem Gedanken 
des Verwässerungsschutzes Rechnung getragen und das Vermögens- und Stimmrechtsinteresse 
der Aktionäre angemessen gewahrt. Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des endgültigen 
Veräußerungspreises – unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, einen 
etwaigen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie möglich zu bemessen. Die Aktionäre haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von Aktien über die Börse aufrecht 
zu erhalten, während der Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weitere Handlungsspielraume 
eröffnet werden, um kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen. Konkrete Pläne für das 
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

 einzelnen Mitgliedern des Vorstands anstelle der von der Gesellschaft geschuldeten Bar-Vergütung 
eigene Aktien anzubieten. Hintergrund dieser Ermächtigung sind Überlegungen des Aufsichtsrats, 
bereits fällige oder noch fällig werdende Gehaltsbestandteile des Vorstands nicht in bar, sondern in 
Aktien der Gesellschaft zu vergüten. Der Vorteil eines solchen Vorgehens läge nicht nur in der 
Schonung der Liquiditätsreserven der Gesellschaft, sondern auch in der Schaffung eines weiteren 
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Anreizes für den Vorstand, den Unternehmenswert durch besondere Leistungen zu steigern und 

damit im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft eine nachhaltige Kursentwicklung zu fördern. 

Einer wertmäßigen Verwässerung der bestehenden Aktienbeteiligungen wird dadurch 

entgegengewirkt, dass der Preis, welcher bei der Ermittlung der Zahl der zu übertragenden eigenen 

Aktien zugrunde gelegt wird, den am Tag der Angebotsunterbreitung durch die Eröffnungsauktion 

ermittelten Kurs einer Aktie im elektronischen Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main nicht wesentlich unterschreiten darf 

(ohne Erwerbsnebenkosten). 

• eigenen Aktien zur Bedienung von Bezugsrechten, die unter dem Aktienoptionsplan 201 0 bzw. dem

Aktienoptionsplan 2015 der Gesellschaft ordnungsgemäß ausgegeben und ausgeübt wurden, zu

bedienen. Der Aktienoptionsplan 2010 wurde durch die Hauptversammlung vom 1. Juli 2010

beschlossen und lief bis einschließlich 30. Juni 2015. Der Aktienoptionsplan 2015 wurde durch die

Hauptversammlung vom 11. Juni 2015 beschlossen und lief bis einschließlich 10. Juni 2020. Der

Vorteil der Bedienung von Bezugsrechten unter dem Aktienoptionsplan 2015 mit eigenen Aktien liegt

darin, dass die Gesellschaft nicht unter Ausnutzung des bedingten Kapitals neue Aktien ausgeben

muss, mithin den damit für die bestehenden Aktionäre verbundenen Verwässerungseffekt vermeiden

kann.

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der zu 

Tagesordnungspunkt 10 erteilten Ermächtigungen berichten. 

Berlin, Oktober 2020

Francotyp-Postalia Holding AG 
Der Vorstand 

· er Andreas Günther
orstandsvorsitzender 

�a 
Carsten Lind 
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